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Norm

AsylG 2005 841 Abs6
AsylG 2005 85 Abs1
1. AsylG 2005 § 41 heute

2. AsylG 2005 § 41 giltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
3. AsylG 2005 § 41 giiltig von 21.05.2016 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
4. AsylG 2005 § 41 glltig von 01.04.2009 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012
5. AsylG 2005 § 41 giiltig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
6. AsylG 2005 & 41 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
1. AsylG 2005 § 5 heute
2. AsylG 2005 § 5 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
3. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
4. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
5. AsylG 2005 8§ 5 glltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

Spruch

S3 403.580-1/2009/3E
ERKENNTNIS

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Pipal als Einzelrichter Gber die Beschwerde von B. alias A.A. alias B., StA.
Nigeria, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 15.12.2008, GZ 08 10.450-EAST West, zu Recht erkannt:

I. Die Beschwerde wird gemal3 8 5 AsylG 2005 als unbegriindet abgewiesen.romisch eins. Die Beschwerde wird gemaR
Paragraph 5, AsylG 2005 als unbegrindet abgewiesen.

II. GemaR§ 41 Abs. 6 AsylG 2005 wird festgestellt, dass die Ausweisung zum Zeitpunkt der Erlassung des
angefochtenen Bescheides rechtmallig war.romisch zwei. GemaR Paragraph 41, Absatz 6, AsylG 2005 wird festgestellt,
dass die Ausweisung zum Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Bescheides rechtmaRig war.

Text
Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:

1. Der Beschwerde liegt folgendes Verwaltungsverfahren zugrunde:
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Der Beschwerdefuhrer brachte nach seiner illegalen Einreise in das Osterreichische Bundesgebiet am 23.10.2008 den
vorliegenden Antrag auf internationalen Schutz ein.

Eine EURODAC-Abfrage ergab, dass der Beschwerdefiihrer am 10.10.2008 in Italien erkennungsdienstlich behandelt

wurde.

Bei seiner Erstbefragung durch Organe des o6ffentlichen Sicherheitsdienstes am 23.10.2008 flhrte der
Beschwerdefiihrer zu seiner Reiseroute aus, er habe Lagos mit dem Bus nach Kaduna verlassen. Von Kaduna aus sei er
mit einem LKW nach Libyen gefahren. Dort sei er drei Monate geblieben und dann mit einem Boot nach Lampedusa
gebracht worden, wo er zehn Tage lang gewesen sei. Einheimische hatten sie im Bahnhof untergebracht. Sie seien
dann in eine andere italienische Stadt gebracht worden, wo er vier bis funf Tage geblieben sei. Er habe um Geld
gebettelt und einen Mann kennengelernt, welcher ihn in einem LKW nach Osterreich mitgenommen habe. Er sei am
07.10.2008 in die EU eingereist und habe in keinem anderen Land um Asyl angesucht. Er habe sein Heimatland
verlassen, weil seine Eltern ihn fir den Tod seines Bruders verantwortlich gemacht hatten und ihn zur Polizei hatten

bringen wollen. Er sei geflohen, weil er nicht ins Gefangnis habe gehen wollen.

Das Bundesasylamt richtete am 28.10.2008 ein auf Art. 10 Abs. 1 Dublin-Verordnung gestutztes Aufnahmeersuchen an
Italien. Mit Schreiben vom 01.12.2008, eingelangt am 01.12.2008, stimmte Italien dem Aufnahmeersuchen gemaf3 Art.
10 Dublin-Verordnung ausdrucklich zu.Das Bundesasylamt richtete am 28.10.2008 ein auf Artikel 10, Absatz eins,
Dublin-Verordnung gestltztes Aufnahmeersuchen an Italien. Mit Schreiben vom 01.12.2008, eingelangt am 01.12.2008,
stimmte Italien dem Aufnahmeersuchen gemal3 Artikel 10, Dublin-Verordnung ausdrucklich zu.

Am 29.10.2008 wurde dem Beschwerdeflihrer gemaf3 8 29 Abs. 3 AsylG 2005 mitgeteilt, dass Konsultationen mit Italien
gefuhrt wirden und aus diesem Grund beabsichtigt sei, den Antrag auf internationalen Schutz zurickzuweisen.Am
29.10.2008 wurde dem Beschwerdeflhrer gemal Paragraph 29, Absatz 3, AsylG 2005 mitgeteilt, dass Konsultationen
mit Italien gefihrt wirden und aus diesem Grund beabsichtigt sei, den Antrag auf internationalen Schutz

zurlckzuweisen.

Im Rahmen seiner niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 05.12.2008 zur Wahrung des
Parteingehdrs gemall 8 29 Abs. 5 AsylG 2005 gab der Beschwerdefihrer im Wesentlichen an, dass Italien ihn nicht
wolle. Italien habe gesagt, dass er gehen solle. Auf dem Bahnhof in Italien sei er von anderen Nigerianern geschlagen
worden. Als er dies bei der Polizei habe melden wollen, hatten ihm die Polizisten gesagt, dass er wieder gehen solle.Im
Rahmen seiner niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 05.12.2008 zur Wahrung des
Parteingehdrs gemald Paragraph 29, Absatz 5, AsylG 2005 gab der Beschwerdefihrer im Wesentlichen an, dass Italien
ihn nicht wolle. Italien habe gesagt, dass er gehen solle. Auf dem Bahnhof in Italien sei er von anderen Nigerianern
geschlagen worden. Als er dies bei der Polizei habe melden wollen, hatten ihm die Polizisten gesagt, dass er wieder
gehen solle.

Mit dem angefochtenen Bescheid wurde I. der Antrag des Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz gemaR§ 5
Abs. 1 AsylG 2005 als unzuldssig zuriickgewiesen und ausgesprochen, dass lItalien gemal3 Art. 10 Abs. 1 Dublin-
Verordnung zur Prifung dieses Antrages zustandig ist, sowie Il. der Beschwerdefiihrer gema3 § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG
2005 aus dem Osterreichischen Bundesgebiet nach Italien ausgewiesen und festgestellt, dass demzufolge die
Zurlckweisung, Zuriickschiebung oder Abschiebung des Beschwerdefiihrers nach Italien gemaR § 10 Abs. 4 AsylG 2005
zuldssig sei.Mit dem angefochtenen Bescheid wurde romisch eins. der Antrag des Beschwerdeflihrers auf
internationalen Schutz gemaR Paragraph 5, Absatz eins, AsylG 2005 als unzuldssig zurlckgewiesen und
ausgesprochen, dass Italien gemaR Artikel 10, Absatz eins, Dublin-Verordnung zur Prifung dieses Antrages zustandig
ist, sowie romisch zwei. der Beschwerdefiihrer gemaR Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet nach Italien ausgewiesen und festgestellt, dass demzufolge die Zuriickweisung,
Zurlckschiebung oder Abschiebung des Beschwerdefiihrers nach Italien gemaR Paragraph 10, Absatz 4, AsylG 2005

zul3ssig sei.

Dieser Bescheid legt in seiner Begrindung insbesondere auch ausflhrlich dar, dass in Italien die Praxis der
asylrechtlichen und subsididaren Schutzgewahrung, die Grund- und Gesundheitsversorgung sowie die Sicherheitslage
unbedenklich sind und den Grundsatzen des Gemeinschaftsrechts gentigen.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende Beschwerde, in der im Wesentlichen vorgebracht wird, dass dem
Beschwerdefiihrer in Italien unmenschliche Behandlung drohe. Der Zugang zum Asylverfahren sei ihm in Italien
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verweigert worden. Er habe versucht, mindlich einen Asylantrag zu stellen, jedoch sei die Annahme verweigert
worden. Er habe ein Papier unterschreiben muissen, welches er nicht verstanden habe. Dies sei ein Aufenthaltsverbot
gewesen. Der Zugang zu einem Flichtlingscamp sei ihm ebenso verweigert worden. Dazu verwies der
Beschwerdefihrer auf vorgelegte Schreiben der italienischen Behorden. Ferner wurde ein Bericht des Vereins Pro Asyl
zum Beweis daflr vorgelegt, dass ihm im Fall seiner Abschiebung nach Italien der Zugang zum Asylverfahren sowie
jegliche Versorgung verwehrt wirde und ihm in der Folge eine Kettenabschiebung nach Nigeria drohe. Selbst bei
Gewahrung des Zugangs zum italienischen Asylverfahren wirde ihm unmenschliche Behandlung drohen. Es

herrschten unmenschliche Lebensumstande in den Aufnahmezentren.
2. Auf Grund des durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens und der Beschwerde wird folgender Sachverhalt festgestellt:

Der Beschwerdefuhrer ist Staatsangehoriger von Nigeria. Er wurde am 10.10.2008 in Italien erkennungsdienstlich
behandelt, bevor er illegal in das 6sterreichische Bundesgebiet einreiste und am 23.10.2008 den vorliegenden Antrag
auf internationalen Schutz einbrachte. Es wird weiters festgestellt, dass Osterreich am 28.10.2008 ein
Aufnahmeersuchen an Italien gemal3 Art. 10 Abs. 1 Dublin-Verordnung stellte, welchem lItalien mit Schreiben vom
01.12.2008, eingelangt am 01.12.2008, ausdrucklich zustimmte.Der Beschwerdeflhrer ist Staatsangehdriger von
Nigeria. Er wurde am 10.10.2008 in lItalien erkennungsdienstlich behandelt, bevor er illegal in das &sterreichische
Bundesgebiet einreiste und am 23.10.2008 den vorliegenden Antrag auf internationalen Schutz einbrachte. Es wird
weiters festgestellt, dass Osterreich am 28.10.2008 ein Aufnahmeersuchen an Italien gemaR Artikel 10, Absatz eins,
Dublin-Verordnung stellte, welchem Italien mit Schreiben vom 01.12.2008, eingelangt am 01.12.2008, ausdrucklich

zustimmte.

Besondere, in der Person des Beschwerdeflihrers gelegene Griinde, die fir die reale Gefahr des fehlenden Schutzes
vor Verfolgung in Italien sprechen, sind nicht glaubhaft.

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

Gemal 8 5 Abs. 1 AsylG 2005 idF BGBI | Nr. 4/2008 ist ein nicht gemaR § 4 erledigter Antrag auf internationalen Schutz
als unzulassig zurtickzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung zur Prufung
des Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit der Zurtckweisungsentscheidung ist
auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist.GemaR Paragraph 5, Absatz eins, AsylG 2005 in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, ist ein nicht gemal} Paragraph 4, erledigter Antrag auf internationalen
Schutz als unzuldssig zurtickzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung zur
Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit der
Zuruckweisungsentscheidung ist auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist.

Nach § 5 Abs. 3 AsylG 2005 ist, sofern nicht besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind,
glaubhaft gemacht werden oder beim Bundesasylamt oder beim Asylgerichtshof offenkundig sind, die fur die reale
Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, davon auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat nach
Abs. 1 Schutz vor Verfolgung findet.Nach Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 ist, sofern nicht besondere Griinde, die in
der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder beim Bundesasylamt oder beim
Asylgerichtshof offenkundig sind, die fur die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, davon

auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat nach Absatz eins, Schutz vor Verfolgung findet.

GemdaR 8 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz zurtickgewiesen wird.Gemal3 Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer
eins, AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der

Antrag auf internationalen Schutz zurickgewiesen wird.

Nach & 10 Abs. 2 AsylG 2005 sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzuldssig, wenrnNach Paragraph 10, Absatz 2, AsylG 2005

sind Ausweisungen nach Absatz eins, unzuldssig, wenn
1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestltztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wirden2. diese eine Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen

wdlrden.

Gemal § 10 Abs. 3 AsylG 2005 idF BGBI | Nr. 75/2007 ist dann, wenn die Durchfihrung der Ausweisung aus Grunden,


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2008/4
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2007/75

die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer
sind, die Durchfihrung fur die notwendige Zeit aufzuschieben.Gemal3 Paragraph 10, Absatz 3, AsylG 2005 in der
Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 75 aus 2007, ist dann, wenn die Durchfihrung der Ausweisung aus Griinden,
die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und diese nicht von
Dauer sind, die Durchfuhrung fur die notwendige Zeit aufzuschieben.

Nach § 10 Abs. 4 AsylG 2005 gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemal Abs. 1 Z 1 verbunden ist, stets
auch als Feststellung der Zulassigkeit der Zurtickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden
Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverziglich auszureisen.Nach Paragraph 10, Absatz 4,
AsylG 2005 gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemaR Absatz eins, Ziffer eins, verbunden ist, stets auch
als Feststellung der Zulassigkeit der Zurickweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat.
Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzuglich auszureisen.

Laut Art. 3 Abs. 2 erster Satz Dublin-Verordnung kann jeder Mitgliedstaat einen von einem Drittstaatsangehdrigen
eingereichten Asylantrag prufen, auch wenn er nach den in dieser Verordnung festgelegten Kriterien nicht fur die
Prifung zustandig ist.Laut Artikel 3, Absatz 2, erster Satz Dublin-Verordnung kann jeder Mitgliedstaat einen von einem
Drittstaatsangehorigen eingereichten Asylantrag prufen, auch wenn er nach den in dieser Verordnung festgelegten
Kriterien nicht far die Prifung zustandig ist.

In den Art. 5ff Dublin-Verordnung werden die Kriterien aufgezahlt, nach denen der zustédndige Mitgliedstaat bestimmt
wird.In den Artikel 5 f, f, Dublin-Verordnung werden die Kriterien aufgezahlt, nach denen der zustandige Mitgliedstaat
bestimmt wird.

Art. 10 Abs. 1 Dublin-Verordnung lautet: "Wird auf der Grundlage von Beweismitteln oder Indizien gemaR den beiden
in Art. 18 Abs. 3 genannten Verzeichnissen, einschlieBlich der Daten nach Kapitel Il der Verordnung (EG) Nr. 2725/2000
festgestellt, dass ein Asylbewerber aus einem Drittstaat kommend die Land-, See- oder Luftgrenze eines Mitgliedstaats
illegal Uberschritten hat, so ist dieser Mitgliedstaat fur die Prifung des Asylantrags zustandig. Die Zustandigkeit endet
zwolf Monate nach dem Tag des illegalen Grenzibertritts."Artikel 10, Absatz eins, Dublin-Verordnung lautet: "Wird auf
der Grundlage von Beweismitteln oder Indizien gemal den beiden in Artikel 18, Absatz 3, genannten Verzeichnissen,
einschlieBlich der Daten nach Kapitel romisch drei der Verordnung (EG) Nr. 2725 aus 2000, festgestellt, dass ein
Asylbewerber aus einem Drittstaat kommend die Land-, See- oder Luftgrenze eines Mitgliedstaats illegal Uberschritten
hat, so ist dieser Mitgliedstaat fir die Prifung des Asylantrags zustandig. Die Zustandigkeit endet zwolf Monate nach
dem Tag des illegalen Grenzubertritts."

Die Beurteilung der Rechtsfrage ergab, dass die Beschwerde zu beiden Spruchpunkten abzuweisen ist:

Zur Frage der Unzustindigkeit Osterreichs ist dem Bundesasylamt beizupflichten, dass sich aus dem festgestellten
Sachverhalt die Zustadndigkeit Italiens ergibt, und zwar gemalR Art. 10 Dublin-Verordnung.Zur Frage der
Unzustandigkeit Osterreichs ist dem Bundesasylamt beizupflichten, dass sich aus dem festgestellten Sachverhalt die
Zustandigkeit Italiens ergibt, und zwar gemaR Artikel 10, Dublin-Verordnung.

Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise darauf ersichtlich, dass die Durchfihrung der Konsultationen im
gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, dass von Willkiir im Rechtssinn zu sprechen ware und die
Zustandigkeitserklarung des genannten Mitgliedstaates aus diesem Grund wegen Verletzung der
gemeinschaftsrechtlichen  Verfahrensgrundsatze ausnahmsweise keinen Bestand haben kdnnte. Das
Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei.

Zu einer Verpflichtung Osterreichs, von seinem Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin-Verordnung Gebrauch zu
machen, wird bemerkt:Zu einer Verpflichtung Osterreichs, von seinem Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2,
Dublin-Verordnung Gebrauch zu machen, wird bemerkt:

Die Erlauterungen zur Regierungsvorlage betreffend das Fremdenrechtspaket 2005 fihren zu§ 5 Abs. 3 AsylG 2005
Folgendes aus (952 BIgNR, XXII. GP):Die Erlauterungen zur Regierungsvorlage betreffend das Fremdenrechtspaket 2005
fUhren zu Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 Folgendes aus (952 BIgNR, romisch 22 . GP):

"Es ist davon auszugehen, dass diese Staaten Asylwerbern ein faires, den rechtsstaatlichen und vélkerrechtlichen
Vorschriften entsprechendes Asylverfahren einrdumen. Im zweiten Erwagungsgrund der Praambel zur Dublin-
Verordnung ist ausdricklich festgehalten, dass sich die Mitgliedstaaten als "sichere Staaten" - insbesondere die
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Grundsatze des Non-Refoulements beachtend - fir Drittstaatsangehdrige ansehen. Daher normiert Abs. 3 eine
Beweisregel, nach der der Asylwerber besondere Griinde vorbringen muss, die fur die reale Gefahr eines fehlenden
Verfolgungsschutzes sprechen. Unter realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegriindete
Gefahr moéglicher Konsequenzen flr den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen (vgl. etwa VwGH 19.2.2004, 99/20/0573,
mwN auf die Judikatur des EGMR). Im Erkenntnis des VwWGH vom 31.3.2005, 2002/20/0582, fuhrt dieser - noch zum
AsylG 1997 - aus, dass es fur die Frage der Zulassigkeit einer Abschiebung in einen anderen Mitgliedstaat aufgrund des
Dublin-Ubereinkommens nicht darauf ankommt, dass dieser Mitgliedstaat dem Asylwerber alle Verfahrensrechte nach
Art. 13 EMRK einraumt. Verlangt sei statt einer detaillierten Bewertung der diesbeziglichen Rechtslage des anderen
Mitgliedstaats lediglich eine ganzheitliche Bewertung der moglichen Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK durch
Osterreich durch die Uberstellung. Dabei ist auf die "real risk" - Judikatur des EGMR abzustellen. Die Gefahrenprognose
hat sich auf die persdnliche Situation des Betroffenen zu beziehen. Dies wird durch die neue Beweisregel des Abs. 3 fir
Verfahren nach § 5 hervorgehoben, wobei der Gesetzgeber davon ausgeht, dass die Behdrde entweder notorisch von
solchen Umstanden - die nur nach einer entscheidenden Anderung zum jetzigen Zustand im jeweiligen Staat vorliegen
kdénnen - weill oder diese vom Asylwerber glaubhaft gemacht werden mussen.""Es ist davon auszugehen, dass diese
Staaten Asylwerbern ein faires, den rechtsstaatlichen und vélkerrechtlichen Vorschriften entsprechendes
Asylverfahren einrdumen. Im zweiten Erwdgungsgrund der Praambel zur Dublin-Verordnung ist ausdriicklich
festgehalten, dass sich die Mitgliedstaaten als "sichere Staaten" - insbesondere die Grundsatze des Non-Refoulements
beachtend - fur Drittstaatsangehérige ansehen. Daher normiert Absatz 3, eine Beweisregel, nach der der Asylwerber
besondere Grinde vorbringen muss, die fir die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes sprechen. Unter
realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegriindete Gefahr méglicher Konsequenzen fur
den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen vergleiche etwa VWGH 19.2.2004, 99/20/0573, mwN auf die Judikatur des
EGMR). Im Erkenntnis des VwGH vom 31.3.2005, 2002/20/0582, fuhrt dieser - noch zum AsylG 1997 - aus, dass es fur
die Frage der Zul3ssigkeit einer Abschiebung in einen anderen Mitgliedstaat aufgrund des Dublin-Ubereinkommens
nicht darauf ankommt, dass dieser Mitgliedstaat dem Asylwerber alle Verfahrensrechte nach Artikel 13, EMRK
einrdumt. Verlangt sei statt einer detaillierten Bewertung der diesbezlglichen Rechtslage des anderen Mitgliedstaats
lediglich eine ganzheitliche Bewertung der méglichen Gefahr einer Verletzung des Artikel 3, EMRK durch Osterreich
durch die Uberstellung. Dabei ist auf die "real risk" - Judikatur des EGMR abzustellen. Die Gefahrenprognose hat sich
auf die personliche Situation des Betroffenen zu beziehen. Dies wird durch die neue Beweisregel des Absatz 3, fur
Verfahren nach Paragraph 5, hervorgehoben, wobei der Gesetzgeber davon ausgeht, dass die Behdrde entweder
notorisch von solchen Umstanden - die nur nach einer entscheidenden Anderung zum jetzigen Zustand im jeweiligen
Staat vorliegen kénnen - weil3 oder diese vom Asylwerber glaubhaft gemacht werden mussen."

Nach der - zur Vorlauferbestimmung im Asylgesetz 1997 ergangenen - Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes
(VfGH 15.10.2004, G 237/03; 17.6.2005, B 336/05) sehe die Dublin-Verordnung vor, dass jeder Mitgliedstaat - auch
wenn ein anderer Mitgliedstaat nach den Kriterien der Verordnung zustandig wdre - einen von einem
Drittstaatsangehorigen eingebrachten Asylantrag selbst prifen kdnne (Art. 3 Abs. 2). Er werde damit zum zustandigen
Mitgliedstaat (sog. Selbsteintrittsrecht). Ein solches Selbsteintrittsrecht sei schon im - noch heute flr das Verhaltnis zu
Danemark geltenden - Dubliner Ubereinkommen vorgesehen gewesen. Der Europaische Gerichtshof fiir
Menschenrechte habe zum Dubliner Ubereinkommen ausgesprochen, dass derartige Vereinbarungen die
Mitgliedstaaten nicht von ihren Verpflichtungen aus der Konvention entbinden (7.3.2000, 3844/98 - T. |. gegen
Vereinigtes Konigreich; 12.1.1998, 32829/96 - Iruretagoyena gegen Frankreich; 5.2.2002, 51564/99 - Conka gegen
Belgien). Im Erkenntnis VfSlg. 16.122/2001 hatte der Verfassungsgerichtshof aus Anlass der Anfechtung des 8§ 5 AsylG in
der Stammfassung im Hinblick auf das Dubliner Ubereinkommen ausgefiihrt, dass das dort "in Art. 3 Abs. 4 festgelegte
Eintrittsrecht Osterreichs als Mitgliedstaat des Dubliner Ubereinkommens zwingend zu berlcksichtigen" sei. Dieses
Eintrittsrecht schaffe "nicht etwa ein durch innerstaatliche Rechtsvorschriften ausschaltbares Recht dsterreichischer
Staatsorgane, die betreffende Asylsache an sich zu ziehen, sondern verpflichtet die zustandige Asylbehdrde unter
bestimmten Voraussetzungen zur Sachentscheidung in der Asylsache und damit mittelbar dazu, keine
Zustandigkeitsbestimmung i. S. d. 8 5 vorzunehmen und von der Annahme einer negativen Prozessvoraussetzung in
der Asylsache abzusehen." Eine "strikte, zu einer Grundrechtswidrigkeit fihrende Auslegung (und somit Handhabung)
des § 5 Abs. 1 [sei] durch die Heranziehung des Art. 3 Abs. 4 des Dubliner Ubereinkommens von der Asylbehérde zu
vermeiden". Der Verfassungsgerichtshof ging im Hinblick auf die inhaltlich gleiche Regelung in der Dublin-Verordnung
davon aus, dass diese zum Dubliner Ubereinkommen angestellten Uberlegungen auch fiir das Selbsteintrittsrecht des
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Art. 3 Abs. 2 Dublin-Verordnung zutreffen.Nach der - zur Vorlduferbestimmung im Asylgesetz 1997 ergangenen -
Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes (VfGH 15.10.2004, G 237/03; 17.6.2005, B 336/05) sehe die Dublin-
Verordnung vor, dass jeder Mitgliedstaat - auch wenn ein anderer Mitgliedstaat nach den Kriterien der Verordnung
zustandig ware - einen von einem Drittstaatsangehorigen eingebrachten Asylantrag selbst prufen konne (Artikel 3,
Absatz 2,). Er werde damit zum zustandigen Mitgliedstaat (sog. Selbsteintrittsrecht). Ein solches Selbsteintrittsrecht sei
schon im - noch heute fiir das Verhaltnis zu Ddnemark geltenden - Dubliner Ubereinkommen vorgesehen gewesen.
Der Europdische Gerichtshof fiir Menschenrechte habe zum Dubliner Ubereinkommen ausgesprochen, dass derartige
Vereinbarungen die Mitgliedstaaten nicht von ihren Verpflichtungen aus der Konvention entbinden (7.3.2000, 3844/98
- T. rémisch eins. gegen Vereinigtes Konigreich; 12.1.1998, 32829/96 - Iruretagoyena gegen Frankreich; 5.2.2002,
51564/99 - Conka gegen Belgien). Im Erkenntnis VfSlg. 16.122 aus 2001, hatte der Verfassungsgerichtshof aus Anlass
der Anfechtung des Paragraph 5, AsylG in der Stammfassung im Hinblick auf das Dubliner Ubereinkommen ausgefiihrt,
dass das dort "in Artikel 3, Absatz 4, festgelegte Eintrittsrecht Osterreichs als Mitgliedstaat des Dubliner
Ubereinkommens zwingend zu berlicksichtigen" sei. Dieses Eintrittsrecht schaffe "nicht etwa ein durch innerstaatliche
Rechtsvorschriften ausschaltbares Recht dsterreichischer Staatsorgane, die betreffende Asylsache an sich zu ziehen,
sondern verpflichtet die zustéandige Asylbehdrde unter bestimmten Voraussetzungen zur Sachentscheidung in der
Asylsache und damit mittelbar dazu, keine Zustandigkeitsbestimmung i. S. d. Paragraph 5, vorzunehmen und von der
Annahme einer negativen Prozessvoraussetzung in der Asylsache abzusehen." Eine "strikte, zu einer
Grundrechtswidrigkeit fihrende Auslegung (und somit Handhabung) des Paragraph 5, Absatz eins, [sei] durch die
Heranziehung des Artikel 3, Absatz 4, des Dubliner Ubereinkommens von der Asylbehérde zu vermeiden". Der
Verfassungsgerichtshof ging im Hinblick auf die inhaltlich gleiche Regelung in der Dublin-Verordnung davon aus, dass
diese zum Dubliner Ubereinkommen angestellten Uberlegungen auch fiir das Selbsteintrittsrecht des Artikel 3, Absatz
2, Dublin-Verordnung zutreffen.

Nach der einschlagigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (z. B. VwGH 23.01.2007,2006/01/0949;
26.7.2005, 2005/20/0224) zeigten die Erlduterungen zur Regierungsvorlage, dass sich die zur verfassungskonformen
Auslegung des § 5 AsylG ergangene Rechtsprechung der Gerichtshéfe des Offentlichen Rechtes auch auf die neue
Rechtslage Ubertragen lasse. So habe der Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 17.06.2005, B 336/05,
bereits festgehalten, dass eine Nachprifung durch die 6sterreichischen Behérden, ob ein der Dublin-Verordnung
unterliegender Mitgliedstaat fur Asylwerber aus Drittstaaten generell sicher sei, nicht zu erfolgen habe, weil die
entsprechende Vergewisserung durch den Rat der Europdischen Gemeinschaften ohnedies erfolgt sei. Insofern sei
auch der Verfassungsgerichtshof an die gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben gebunden. Indem die Dublin-Verordnung
den Asylbehoérden der Mitgliedstaaten aber ein Eintrittsrecht einrdume, sei eine Nachprutfung der grundrechtlichen
Auswirkungen einer Uberstellung eines Asylwerbers in einen anderen Mitgliedstaat im Einzelfall auch
gemeinschaftsrechtlich zuléssig. Sollte die innerstaatliche Uberpriifung der Auswirkungen ergeben, dass Grundrechte
des betreffenden Asylwerbers etwa durch eine Kettenabschiebung bedroht sind, so sei aus innerstaatlichen
verfassungsrechtlichen Griinden das Eintrittsrecht zwingend auszuiben. Die grundrechtskonforme Interpretation des
Asylgesetzes mache eine Bedachtnahme auf die - in Osterreich in Verfassungsrang stehenden - Bestimmungen der
EMRK notwendig. Die Asylbehdrden mussten bei Entscheidungen nach § 5 AsylG auch Art. 3 EMRK berUcksichtigen,
aus dieser Bestimmung ergebe sich - unbeschadet internationaler Vereinbarungen oder gemeinschaftsrechtlicher
Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen - das Erfordernis, auf ein allfalliges Risiko einer
Kettenabschiebung bei Uberstellung eines Asylwerbers in einen anderen Mitgliedstaat Riicksicht zu nehmen.
Malgeblich fur die Wahrnehmung des Eintrittsrechtes sei, ob eine Gefahrenprognose zu treffen ist, der zufolge ein -
Uber eine bloRBe Moglichkeit hinausgehendes - ausreichend substanziiertes "real risk" besteht, der auf Grund der
Dublin-Verordnung in den zustandigen Mitgliedstaat ausgewiesener Asylwerber werde trotz Berechtigung seines
Schutzbegehrens, also auch im Falle der Glaubhaftmachung des von ihm behaupteten Bedrohungsbildes im Zielstaat,
der Gefahr einer - direkten oder indirekten - Abschiebung in den Herkunftsstaat ausgesetzt sein. Diese Grundsatze
hatten auch fur die Auslegung des 8 5 AsylG 2005 weiterhin Beachtung zu finden (VwWGH 25.04.2006,2006/19/0673;
31.03.2005, 2002/20/0582). Dem Gesetzgeber sei es darum gegangen, mit8 5 Abs. 3 AsylG 2005 eine "Beweisregel" zu
schaffen, die es - im Hinblick auf die vom Rat der Europadischen Union vorgenommene normative Vergewisserung -
grundsatzlich nicht notwendig mache, die Sicherheit des Asylwerbers vor "Verfolgung" in dem nach der Dublin-
Verordnung zustandigen Mitgliedstaat (insbesondere gemeint im Sinne der Achtung der Grundsdtze des Non-
Refoulements durch diesen Staat) von Amts wegen in Zweifel zu ziehen. Die damit aufgestellte Sicherheitsvermutung


https://www.jusline.at/entscheidung/1546
https://www.jusline.at/entscheidung/30336
https://www.jusline.at/entscheidung/35314
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/entscheidung/1546
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/entscheidung/32697
https://www.jusline.at/entscheidung/36433
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5

sei jedoch widerlegt, wenn besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen seien, glaubhaft gemacht
wulrden oder bei der Behdrde offenkundig seien, die fur die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung in
diesem Mitgliedstaat sprachen. Die Wendung "in der Person des Asylwerbers gelegene besondere Grinde" gleiche
schon ihrem Wortlaut nach dem § 4 Abs. 2 AsylG. Zu dieser Bestimmung habe der Verfassungsgerichtshof in dem
Erkenntnis vom 15.10.2004, G 237/03, ausgeflhrt, die Regelung durfe nicht eng ausgelegt werden und erfasse alle
Umstande, die sich auf die besondere Situation des einzelnen Asylwerbers auswirken, daher auch solche, die durch die
Anderung der Rechtslage oder der Behdrdenpraxis bewirkt werden. Der Verwaltungsgerichtshof gehe - mangels
gegenteiliger Anhaltspunkte in den Materialien zum AsylG 2005 - davon aus, dass diese Auslegung auch fiir 8 5 Abs. 3
AsylG 2005 maRgeblich sei. Was die Frage der "Beweislast" anbelange, so sei vorweg klarzustellen, dass bei Vorliegen
"offenkundiger" Grinde (vgl. § 45 Abs. 1 AVG, Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze 12, 1998, E 27 zu8 45 AVG)
eine Mitwirkung des Asylwerbers zur Widerlegung der in § 5 Abs. 3 AsylG 2005 implizit aufgestellten Vermutung nicht
erforderlich sei. Davon abgesehen liege es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fiir die reale Gefahr eines
fehlenden Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu
werde es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstatte, warum die
Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes,
insbesondere einer Verletzung von Art. 3 EMRK, nach sich ziehen kdnnte, und er die Asylbehérden davon Uberzeuge,
dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist. Es verstehe sich von selbst, dass bei der Beurteilung,
ob die geforderte "Glaubhaftmachung" gelungen ist, der besonderen Situation von Asylwerbern, die haufig keine
Moglichkeit der Beischaffung von entsprechenden Beweisen hatten, Rechnung getragen werden musse. Habe der
Asylwerber die oben angesprochenen besonderen Grinde glaubhaft gemacht, sei die dem & 5 Abs. 3 AsylG 2005
immanente Vermutung der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit vor Verfolgung widerlegt. In diesem Fall
seien die Asylbehorden gehalten, allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts wegen durchzufthren,
um die (nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte und der Gerichtshofe des
offentlichen Rechtes erforderliche) Prognose, der Asylwerber werde bei Uberstellung in den zustindigen Mitgliedstaat
der realen Gefahr ("real risk") einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein, erstellen zu
kdénnen. Diese Ermittlungspflicht ergebe sich aus § 18 AsylG 2005, die insoweit von§ 5 Abs. 3 AsylG 2005 unberthrt
bleibe.Nach der einschlagigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (z. B. VwGH 23.01.2007,2006/01/0949;
26.7.2005, 2005/20/0224) zeigten die Erlduterungen zur Regierungsvorlage, dass sich die zur verfassungskonformen
Auslegung des Paragraph 5, AsylG ergangene Rechtsprechung der Gerichtshofe des 6ffentlichen Rechtes auch auf die
neue Rechtslage Ubertragen lasse. So habe der Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 17.06.2005, B
336/05, bereits festgehalten, dass eine Nachprifung durch die &sterreichischen Behdrden, ob ein der Dublin-
Verordnung unterliegender Mitgliedstaat fur Asylwerber aus Drittstaaten generell sicher sei, nicht zu erfolgen habe,
weil die entsprechende Vergewisserung durch den Rat der Europdischen Gemeinschaften ohnedies erfolgt sei.
Insofern sei auch der Verfassungsgerichtshof an die gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben gebunden. Indem die Dublin-
Verordnung den Asylbehdérden der Mitgliedstaaten aber ein Eintrittsrecht einrdume, sei eine Nachprifung der
grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung eines Asylwerbers in einen anderen Mitgliedstaat im Einzelfall auch
gemeinschaftsrechtlich zuléssig. Sollte die innerstaatliche Uberpriifung der Auswirkungen ergeben, dass Grundrechte
des betreffenden Asylwerbers etwa durch eine Kettenabschiebung bedroht sind, so sei aus innerstaatlichen
verfassungsrechtlichen Griinden das Eintrittsrecht zwingend auszutben. Die grundrechtskonforme Interpretation des
Asylgesetzes mache eine Bedachtnahme auf die - in Osterreich in Verfassungsrang stehenden - Bestimmungen der
EMRK notwendig. Die Asylbehdrden mussten bei Entscheidungen nach Paragraph 5, AsylG auch Artikel 3, EMRK
berlcksichtigen, aus dieser Bestimmung ergebe sich - unbeschadet internationaler Vereinbarungen oder
gemeinschaftsrechtlicher Regelungen tber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen - das Erfordernis, auf ein
allfdlliges Risiko einer Kettenabschiebung bei Uberstellung eines Asylwerbers in einen anderen Mitgliedstaat Riicksicht
zu nehmen. MaRgeblich fur die Wahrnehmung des Eintrittsrechtes sei, ob eine Gefahrenprognose zu treffen ist, der
zufolge ein - Uber eine blofRe Moglichkeit hinausgehendes - ausreichend substanziiertes "real risk" besteht, der auf
Grund der Dublin-Verordnung in den zustandigen Mitgliedstaat ausgewiesener Asylwerber werde trotz Berechtigung
seines Schutzbegehrens, also auch im Falle der Glaubhaftmachung des von ihm behaupteten Bedrohungsbildes im
Zielstaat, der Gefahr einer - direkten oder indirekten - Abschiebung in den Herkunftsstaat ausgesetzt sein. Diese
Grundsatze hatten auch fur die Auslegung des Paragraph 5, AsylG 2005 weiterhin Beachtung zu finden (VwGH
25.04.2006, 2006/19/0673; 31.03.2005, 2002/20/0582). Dem Gesetzgeber sei es darum gegangen, mit Paragraph 5,
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Absatz 3, AsylG 2005 eine "Beweisregel" zu schaffen, die es - im Hinblick auf die vom Rat der Europaischen Union
vorgenommene normative Vergewisserung - grundsatzlich nicht notwendig mache, die Sicherheit des Asylwerbers vor
"Verfolgung" in dem nach der Dublin-Verordnung zustandigen Mitgliedstaat (insbesondere gemeint im Sinne der
Achtung der Grundsatze des Non-Refoulements durch diesen Staat) von Amts wegen in Zweifel zu ziehen. Die damit
aufgestellte Sicherheitsvermutung sei jedoch widerlegt, wenn besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers
gelegen seien, glaubhaft gemacht wirden oder bei der Behdrde offenkundig seien, die fir die reale Gefahr des
fehlenden Schutzes vor Verfolgung in diesem Mitgliedstaat sprachen. Die Wendung "in der Person des Asylwerbers
gelegene besondere Grinde" gleiche schon ihrem Wortlaut nach dem Paragraph 4, Absatz 2, AsylG. Zu dieser
Bestimmung habe der Verfassungsgerichtshof in dem Erkenntnis vom 15.10.2004, G 237/03, ausgefuhrt, die Regelung
durfe nicht eng ausgelegt werden und erfasse alle Umstande, die sich auf die besondere Situation des einzelnen
Asylwerbers auswirken, daher auch solche, die durch die Anderung der Rechtslage oder der Behérdenpraxis bewirkt
werden. Der Verwaltungsgerichtshof gehe - mangels gegenteiliger Anhaltspunkte in den Materialien zum AsylG 2005 -
davon aus, dass diese Auslegung auch fur Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 malRgeblich sei. Was die Frage der
"Beweislast" anbelange, so sei vorweg klarzustellen, dass bei Vorliegen "offenkundiger" Grinde vergleiche Paragraph
45, Absatz eins, AVG; Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze 1°, 1998, E 27 zu Paragraph 45, AVG) eine
Mitwirkung des Asylwerbers zur Widerlegung der in Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 implizit aufgestellten
Vermutung nicht erforderlich sei. Davon abgesehen liege es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fir die reale
Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustédndigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu
machen. Dazu werde es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstatte, warum
die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes,
insbesondere einer Verletzung von Artikel 3, EMRK, nach sich ziehen kénnte, und er die Asylbehdrden davon
Uberzeuge, dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist. Es verstehe sich von selbst, dass bei der
Beurteilung, ob die geforderte "Glaubhaftmachung" gelungen ist, der besonderen Situation von Asylwerbern, die
haufig keine Moglichkeit der Beischaffung von entsprechenden Beweisen hatten, Rechnung getragen werden mdisse.
Habe der Asylwerber die oben angesprochenen besonderen Griinde glaubhaft gemacht, sei die dem Paragraph 5,
Absatz 3, AsylG 2005 immanente Vermutung der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit vor Verfolgung
widerlegt. In diesem Fall seien die Asylbehdrden gehalten, allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts
wegen durchzufihren, um die (nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte und der
Gerichtshéfe des éffentlichen Rechtes erforderliche) Prognose, der Asylwerber werde bei Uberstellung in den
zustandigen Mitgliedstaat der realen Gefahr ("real risk") einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden Behandlung
ausgesetzt sein, erstellen zu kdnnen. Diese Ermittlungspflicht ergebe sich aus Paragraph 18, AsylG 2005, die insoweit
von Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 unberthrt bleibe.

Gemald Art. 3 EMRK darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung
unterworfen werden.GemaR Artikel 3, EMRK darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe
oder Behandlung unterworfen werden.

Die Beschwerdebehauptungen, dass man in Italien kein ordnungsgemaBes Asylverfahren und mangels
Unterbringungsmoglichkeiten keine Versorgung bekomme, kdnnen die Regelvermutung des 8 5 Abs. 3 AsylG 2005
nicht entkraften. Der Asylgerichtshof geht in standiger Rechtsprechung davon aus, dass die allgemeine Lage fur nach
Italien Uberstellte Asylwerber keineswegs die reale Gefahr einer gegen menschenrechtliche Bestimmungen
verstolRenden Behandlung glaubhaft erscheinen ldsst. Insbesondere sind die Praxis der asylrechtlichen und
subsididren Schutzgewdahrung, die Grund- und Gesundheitsversorgung sowie die Sicherheitslage unbedenklich und
genlgen den Grundsatzen des Gemeinschaftsrechts (AsylGH 05.09.2008, S4 401343-1/2008; 23.07.2008, S12 400500-
1/2008). Nach der aktuellen Dokumentation des Asylgerichtshofes haben die von der Erstbehtdrde herangezogenen
Landerberichte noch immer Gultigkeit, weil sich die diesbezugliche Situation in Italien nicht geandert hat (z. B. USDOS,
Country Report on Human Rights Practices in Italy - 2007, March 2008). Aus diesen Berichten geht insbesondere
hervor, dass Asylwerber, die im Rahmen der Dublin-Verordnung nach Italien Uberstellt werden, Zugang zum normalen
Asylverfahren haben. Zu den Landerfeststellungen ist auszuflhren, dass diese auf einer Vielzahl verschiedener,
voneinander unabhangiger Quellen beruhen. Sie lassen nicht nur ein ausgewogenes Verhaltnis erkennen, sondern
weisen auch eine breite zeitliche Spanne auf und zeichnen auf diese Weise ein einheitliches und aktuelles Gesamtbild
der Lage in Italien. Die gegenteiligen Behauptungen des Beschwerdefihrers, der in Italien gar keinen Asylantrag stellte,
blieben unsubstanziiert. Dem Vorwurf in der Beschwerde, der Zugang zum Asylverfahren sei dem Beschwerdefihrer
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verweigert worden, ist entgegenzuhalten, dass Italien dem Aufnahmeersuchen mit Schreiben vom 01.12.2008
ausdrucklich zugestimmt hat. Der mit der Beschwerde vorgelegte Bericht von Pro Asyl behandelt allgemeine Mangel
des italienischen Asylwesens und zeigt eine reale, dem Beschwerdefihrer drohende Gefahr nicht auf. Da im konkreten
Fall ein Asylverfahren noch nicht eingeleitet wurde, verbieten sich auch spekulative Erwagungen Uber dessen Ausgang
oder Uber die Erfolgsaussichten des Beschwerdefiuhrers. Gegen eine Bedrohung seiner Person kann der
Beschwerdefuhrer die Hilfe der italienischen Sicherheitskrafte in Anspruch nehmen.Die Beschwerdebehauptungen,
dass man in Italien kein ordnungsgemaBes Asylverfahren und mangels Unterbringungsmoglichkeiten keine
Versorgung bekomme, kdnnen die Regelvermutung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 nicht entkraften. Der
Asylgerichtshof geht in standiger Rechtsprechung davon aus, dass die allgemeine Lage fur nach Italien Uberstellte
Asylwerber keineswegs die reale Gefahr einer gegen menschenrechtliche Bestimmungen verstof3enden Behandlung
glaubhaft erscheinen lasst. Insbesondere sind die Praxis der asylrechtlichen und subsididren Schutzgewahrung, die
Grund- und Gesundheitsversorgung sowie die Sicherheitslage unbedenklich und gentigen den Grundsatzen des
Gemeinschaftsrechts (AsylGH 05.09.2008, S4 401343-1/2008; 23.07.2008, S12 400500-1/2008). Nach der aktuellen
Dokumentation des Asylgerichtshofes haben die von der Erstbehdrde herangezogenen Landerberichte noch immer
Gultigkeit, weil sich die diesbezugliche Situation in Italien nicht gedndert hat (z. B. USDOS, Country Report on Human
Rights Practices in Italy - 2007, March 2008). Aus diesen Berichten geht insbesondere hervor, dass Asylwerber, die im
Rahmen der Dublin-Verordnung nach lItalien Gberstellt werden, Zugang zum normalen Asylverfahren haben. Zu den
Landerfeststellungen ist auszufuhren, dass diese auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhangiger Quellen
beruhen. Sie lassen nicht nur ein ausgewogenes Verhdltnis erkennen, sondern weisen auch eine breite zeitliche
Spanne auf und zeichnen auf diese Weise ein einheitliches und aktuelles Gesamtbild der Lage in Italien. Die
gegenteiligen Behauptungen des Beschwerdeflihrers, der in Italien gar keinen Asylantrag stellte, blieben
unsubstanziiert. Dem Vorwurf in der Beschwerde, der Zugang zum Asylverfahren sei dem Beschwerdefiihrer
verweigert worden, ist entgegenzuhalten, dass Italien dem Aufnahmeersuchen mit Schreiben vom 01.12.2008
ausdrucklich zugestimmt hat. Der mit der Beschwerde vorgelegte Bericht von Pro Asyl behandelt allgemeine Mangel
des italienischen Asylwesens und zeigt eine reale, dem Beschwerdefihrer drohende Gefahr nicht auf. Da im konkreten
Fall ein Asylverfahren noch nicht eingeleitet wurde, verbieten sich auch spekulative Erwagungen Uber dessen Ausgang
oder Uber die Erfolgsaussichten des Beschwerdeflhrers. Gegen eine Bedrohung seiner Person kann der
Beschwerdefihrer die Hilfe der italienischen Sicherheitskrafte in Anspruch nehmen.

Auch sonst konnte der Beschwerdefiihrer keine auf sich selbst bezogenen besonderen Grinde, die flr eine reale
Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK sprachen, glaubhaft machen, weshalb die Regelvermutung des § 5 Abs. 3
AsylG 2005 greift, wonach ein Asylwerber im zustandigen Mitgliedstaat Schutz vor Verfolgung findetAuch sonst konnte
der BeschwerdefiUhrer keine auf sich selbst bezogenen besonderen Griinde, die fir eine reale Gefahr einer Verletzung
des Artikel 3, EMRK sprachen, glaubhaft machen, weshalb die Regelvermutung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005
greift, wonach ein Asylwerber im zustandigen Mitgliedstaat Schutz vor Verfolgung findet.

Der Asylgerichtshof gelangt daher insgesamt zu dem Ergebnis, dass im vorliegenden Fall keine Verletzung von
Bestimmungen der EMRK zu beflrchten ist. Daher bestand auch keine Veranlassung, von dem in Art. 3 Abs. 2 Dublin-
Verordnung vorgesehenen Selbsteintrittsrecht Gebrauch zu machen und eine inhaltliche Prifung des Antrages auf
internationalen Schutz vorzunehmen.Der Asylgerichtshof gelangt daher insgesamt zu dem Ergebnis, dass im
vorliegenden Fall keine Verletzung von Bestimmungen der EMRK zu beflrchten ist. Daher bestand auch keine
Veranlassung, von dem in Artikel 3, Absatz 2, Dublin-Verordnung vorgesehenen Selbsteintrittsrecht Gebrauch zu
machen und eine inhaltliche Prifung des Antrages auf internationalen Schutz vorzunehmen.

Es sind auch keine Hinweise fur eine Unzuldssigkeit der Ausweisung im Sinn des8 10 Abs. 2 AsylG 2005 ersichtlich,
zumal weder ein - nicht auf das Asylgesetz 2005 gestutztes - Aufenthaltsrecht aktenkundig ist noch die Ausweisung
eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellt. DarUber hinaus liegen auch keine Grunde fur einen Durchfiihrungsaufschub
gemal 8 10 Abs. 3 AsylG 2005 vor.Es sind auch keine Hinweise flr eine Unzulassigkeit der Ausweisung im Sinn des
Paragraph 10, Absatz 2, AsylG 2005 ersichtlich, zumal weder ein - nicht auf das Asylgesetz 2005 gestutztes -
Aufenthaltsrecht aktenkundig ist noch die Ausweisung eine Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellt. Dartber hinaus
liegen auch keine Griinde fir einen Durchfihrungsaufschub gemal3 Paragraph 10, Absatz 3, AsylG 2005 vor.

Da der Beschwerdeflhrer bereits abgeschoben wurde, war gemaR & 41 Abs. 6 AsylG 2005 festzustellen, dass die
Ausweisung zum Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Bescheides rechtmaRig war.Da der Beschwerdefuhrer


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/41

bereits abgeschoben wurde, war gemald Paragraph 41, Absatz 6, AsylG 2005 festzustellen, dass die Ausweisung zum

Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Bescheides rechtmaRig war.

GemaR § 41 Abs. 4 AsylG 2005 konnte eine mundliche Verhandlung unterbleiben. Die 6ffentliche Verkindung des
Erkenntnisses hatte gemal3 8 41 Abs. 9 Z 2 AsylG 2005 zu entfallen.Gemal3 Paragraph 41, Absatz 4, AsylG 2005 konnte
eine mundliche Verhandlung unterbleiben. Die 6ffentliche Verkiindung des Erkenntnisses hatte gemal Paragraph 41,

Absatz 9, Ziffer 2, AsylG 2005 zu entfallen.
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